
Thailand-Tagung:

Wie aneinander vorbeigeredet wird ... - wenn 
die falschen Leute zusammen sind
Recht hatte Sabine Wenke von der 
Frankfurter Rundschau in ihrem Bericht, 
daß auf der von uns in Zusammenarbeit 
mit der Akademie Klausenhof Mitte Juli 
veranstalteten Tagung mit dem Titel 
"Thailand auf dem erfolgreichen Weg zur 
Industrienation?" z.T. aneinander vorbei­
geredet wurde. Schließlich kamen Teil­
nehmer und Referenten, insbesondere 
diejenigen aus Thailand, mit unterschied­
lichen Erwartungen auf das Seminar. Den 
zitierten Teilnehmer und eine Reihe wei­
terer Studenten, die im Rahmen ihres 
Studiums sich schon länger mit Thailand 
beschäftigen, interessierten insbesondere 
Details über Weltbankprojekte in Thai­
land, weniger die Fragestellung des Se­
minars. Den thailändischen wie auch den 
deutschen Referenten ging es entspre­
chend der allgemeinen Fragestellung 
darum Aspekte dazu aus den verschie­
denen Bereichen aufzuzeigen und dabei, 
soweit ihnen möglich, direkte oder indi­
rekte Einflußnahme von Weltbank- und 
IWF-Politik herauszustellen. Sie haben 
wie auch die Veranstalter unter den Teil­
nehmer/innen mit mehr Aktivisten aus 
deutschen Umweitorganisationen, Frau­

enorganisationen, Gewerkschaften und 
anderen politisch orientierten Organisa­
tionen gerechnet, die sich mit der von 
Weltbank und IWF getragenen Weltwirt­
schaftsordnung nicht nur akademisch 
auseinandersetzen. Von diesen fanden 
sich leider nur wenige unter den Teilneh­
mern.
Das Konzept der Veranstalter war, mit 

den 6 Referaten Informationen und Ein­
schätzungen als Eckpfeiler für eine Ge­
samteinschätzung des thailändische Ent­
wicklungsweges zu geben und zu ver­
suchen, Parallelen zu Entwicklungen in 
der BRD aufzuzeigen, um inhaltliche 
Ansätze einer Zusammenarbeit von so­
zialen Bewegungen und ihren Organisa­
tionen hier wie in Thailand herauszuar­
beiten. Leider konnte dieses nicht erreicht 
werden. Die Referate hätten für solch 
eine Einschätzung und Diskussion reich­
lich Material geliefert.
Die Veränderungen in der Landwirt­
schaft, mit der wachsenden Umweltbela­
stung durch den massiven Einsatz 
(deutscher) Chemie, mit der Anpflanzung 
von bodenauslaugenden Tapioka für den 
Export nach Europa als Mastfutter, sowie

mit dem hier unter "Bauernsterben" be­
kannten Phänomen als soziale Folge der 
Verschuldung, stehen im unmittelbaren 
Zusammenhang nicht nur mit der Land­
wirtschaftspolitik bei uns. Ist bei solcher 
Fragestellung die Feststellung, daß die 
fruchtbare Zentralebene Thailands trotz 
höchster Verschuldung mit am wohlha­
bendsten ist, zwar richtig aber irrelevant, 
wenn im kargen Nord-Osten das Land 
immer unfruchtbarer wird und eine sehr 
viel größere Anzahl von Bauern, als in der 
Zentralebene, verelendet? Schließlich 
sind auch die USA als reichste Nation der 
Welt am höchsten verschuldet und ande­
re Länder nicht so hoch und doch völlig 
verarmt.
Die Industrialisierungspolitik, mit mög­
lichst niedrigen Löhnen und wenig 
(teurer) sozialer Absicherung, woran 
Weltbank und IWF kein Interesse zeigen, 
dafür aber optimaler Infrastruktur, ma­
chen Thailand nicht zuletzt auch für 
deutsche Investoren attraktiv und liefern 
dem deutschen Konsumenten billige 
Textilien. Die Veränderungen der gesell­
schaftlichen Verhältnisse in den letzten 
20 Jahre haben Thailand zu einem 

"Paradies" deutscher 
Sexurlauber gemacht 
und zum "Exportland" für 
Ehefrauen vor allem für 
Deutschland gemacht.
Solche Gesichtspunkte 
haben leider die meisten 
Teilnehmer nicht inter­
essiert oder einfach nur 
ratlos gemacht. Vielleicht 
hängt das damit zusam­
men, daß bei uns Stu­
denten, in der Dritte- 
Welt—Arbeit Engagierte 
oder Interessierte und 
Journalisten häufig nur 
an möglichst vielen Fak­
ten aus der Dritten Welt 
interessiert sind und sie 
kaum in einen Zusam­
menhang mit den ent­
sprechenden Fakten 
über Deutschland stel­
len, wenn sie denn diese 
überhaupt kennen, ge­
schweige denn Konse­
quenzen für ein politi­
sches Handeln daraus 
abzuleiten versuchen.
Die der thailändischen 
Referenten kamen aber 
gerade aus solchen Or­
ganisationen (Project for 
Ecological Recovery, 
NGO Coordinating Com­
mittee on Rural Deve­
lopment, Thai Volunteer 
Service und Rural Re­
construction Alumni and 
Friends Association), die

z.B. Thailand: Wie man aneinander vorbeiredet
Als Roman sein Schlußwort sprach, 
versteinerten etliche Mienen: Er sei, 
sagte der Student aus Berlin, zur 
Thailand-Tagung gekommen, um vor 
der Konferenz von Weltbank und In­
ternationalem Währungsfonds im Ok­
tober in Bangkok genaues über deren 
Projekte in dem südostasiatischen 
Land zu erfahren. „Aber jetzt, nach 
zwei Tagen, weiß ich immer noch 
nicht viel mehr“. Damit formulierte er, 
etwas überspitzt, das Fazit vieler Teil­
nehmer und Teilnehmerinnen an 
einem Thailand-Seminar, das die Bo- 
chumer Südostasien-Infostelle in der 
Akademie Klausenhof veranstaltete.
Die Vertreterinnen und Vertreter 
nichtstaatlicher Organisationen Thai­
lands nämlich begründeten ihre Kri­
tik an der Industrialisierungspolitik 
ihres Landes und der Rolle, die die 
beiden Finanzierungsorganisationen 
dabei spielen, ziemlich allgemein. So 
betonten sie zwar, die Entwicklungs­
politik der thailändischen Regierung 
sei von Weltbank und Weltwährungs­
fonds nicht nur in einzelnen Projek­
ten mitfinanziert, sondern stehe durch 
Gründung und Aufbau staatlicher Or­
ganisationen nach wie vor unter ih­
rem Einfluß. Details darüber aber 
blieben auch nach zwei Tagen und et­
lichen Nachfragen das Geheimnis der 
Gäste aus Thailand.
Ähnliches galt für das Problem der 
individuellen Verschuldung thailändi­
scher Bauern. Sie ist nach Angaben 
der Referentin Ravadee Prasertcha- 
roensok darauf zurückzuführen, daß 
Bauern wegen der Technisierung der 
Landwirtschaft und der Verbreitung 
von düngemittel-intensiven Hocher­
tragssorten mehr Geld investieren

müssen. Während vor etwa 15 Jahren 
höchstens zehn Prozent der Bauern 
Schulden gehabt hätten, seien daher 
mittlerweile ganze Dörfer verschuldet 
— mit der Folge, daß viele Familien 
von Kleinbauern verarmten, ihr Land 
verkaufen und sich' als Landarbeiter 
verdingen müßten. Auf den Einwand 
eines Zuhörers indes, daß die Zentral­
region Thailands die einerseits am 
höchsten verschuldete, gleichzeitig 
aber die am wenigsten arme Gegend 
des Landes sei, reagierte sie eher mit 
Ungeduld als mit weiteren Erläute­
rungen.
Die resultierende Verärgerung zwi­
schen Teilnehmern des Seminars und 
den thailändischen Referenten ver­
weisen auf ein grundsätzliches Pro­
blem zwischen westlichen in der Drit- 
te-Welt-Arbeit Engagierten oder Inter­
essierten und Vertretern von nicht­
staatlichen Organisationen der soge­
nannten Entwicklungsländer: Die 
einen erwarten Fakten, zu belegen 
mit Zahlen und Daten; die anderen, in 
ihren Ländern gewohnt, politisch 
pointiert zu formulieren, bieten ihren 
Zuhörern gesellschaftliche Schlußfol­
gerungen und Schuldzuweisungen an, 
die so allgemein nicht (mehr) akzep­
tiert werden.
Einzig das Referat des Berliner 
Agrar-Ökonomen Thomas König schil­
derte die Folgen konkreter Projekte 
der Weltbank. Die Wiederaufforstung 
des nach seinen Angaben auf mittler­
weile zwölf Prozent (nach Regierungs­
angaben 28 Prozent) reduzierten 
Waldbestandes Thailands mit Euka­
lyptus-Plantagen sei eine ökologische 
Katastrophe: „Wo Eukalyptus wächst, 
wächst sonst nichts mehr, und für die

Bodenfruchtbarkeit ist 30jährige Eu­
kalyptus-Bepflanzung der Tod.“ 
Außerdem würden in der kapitalinten­
siven Plantagenwirtschaft nur wenige 
Arbeitsplätze geschaffen, gleichzeitig 
aber durch das Aufforstungspro­
gramm langfristig sieben Millionen 
Menschen vertrieben.
Ähnlich negativ bewertete König 
auch das von der Weltbank finanzier­
te „Eastern Seaboard Development 
Project“, bei dem eine Ansammlung 
chemischer Industriefirmen sich auf 
engem Raum konzentriere. Die Um­
weltverträglichkeitsprüfungen, die 
laut Weltbank für solche Projekte vor­
gesehen sind, nennt König einen Witz: 
„Das von der Weltbank gegründete 
Thai Board of Investment erteilt Ge­
nehmigungen noch vor Abschluß der 
Prüfungen.“
Die Einzelheiten, welche die NRO- 
Vertreter beim Seminar schuldig blie­
ben, wollen sie zumindest den Teil­
nehmern ihrer Gegenveranstaltung zu 
den Konferenzen von Weltbank und 
Weltwährungsfonds (15. bis 17. Okto­
ber) in Bangkok anbieten. Zwischen 
dem 9. und 11. Oktober werden in 
einer Konferenz thailändischer nicht- 
staatlicher Organisationen in Bang­
kok Projekte vorgestellt, die eine Al­
ternative zu der Industrialisierungspo­
litik und ihrer Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen darstellen. Sie sollen zei­
gen, daß „die Bauern, indem sie eige­
nes Wissen und Ressourcen gebrau­
chen, gerechte, wirksame und ökolo­
gisch verträgliche Alternativen ent­
wickeln können", so der Vertreter des 
Project for Ecological Recovery, Sisu- 
wan Kuankachorn.

SABINE WENKE
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in ihrem Land Wege für politisches Han­
deln zur Bekämpfung von Armut, sozialer 
und gesellschaftlicher Ungerechtigkeit 
suchen und begehen. Sie hatten erwartet, 
bei der Tagung auch solche Deutschen 
anzutreffen, um mit ihnen in einen Dialog 
treten zu können. Sie waren auf die aus 
ihrer Sicht akademischen Fragen nicht 
vorbereitet und meinten in späteren Ge­
sprächen, daß für die anwesenden Teil­
nehmer/innen wohl Dozenten der Chula- 
longkorn-Universität die geeigneteren 
Referenten gewesen wären. Für sie stel­
len sich in der Tat gerade auch allgemei­
ne gesellschaftliche und politische Pro­
bleme, wobei sie m.E. sehr wohl mit dif­
ferenzierten "Schuldzuweisungen" arbei­
ten und dabei auch gerade ihre eigene

Regierung und Elite nicht schonten, trotz 
z.Zt. bestehender Militärherrschaft in ih­
rem Land.
Das grundsätzliche Problem ist, sozial 

engagierte und politisch aktive Menschen 
aus Länder der sogenannten 3. Welt auf 
Tagungen gerade mit denjenigen zu­
sammenzubringen, die in Deutschland zu 
ähnlichen sozialen oder politischen Pro­
blemen nicht nur aus akademischen In­
teressen arbeiten. Diese sind häufig in 
ihrer auf Deutschland bezogenen Arbeit 
so fixiert, daß sie meist subjektiv und ob­
jektiv keinen Kopf und keine Zeit für sol­
che Veranstaltungen haben. Dafür haben 
aber die Dritte-Welt Aktivisten, Fach­
studenten und Journalisten um so mehr - 
durchaus berechtigtes - Detailinteresse.

Diskussionen bleiben dann häufig sehr 
einseitig, was den Informationsaustausch 
angeht, denn solche auf die Länder be­
zogenen z.T. sehr fachkundigen Teil­
nehmer verfügen meist in Bezug auf ihr 
eigenes Land noch nicht einmal über die 
allgemeinen Informationen zu den disku­
tierten Themen, geschweige denn Detai­
linformationen. Nicht selten fühlen sich 
deshalb auch soziale und politische Akti­
visten aus der sogenannten 3.Welt und 
ihre entsprechenden Organisationen in 
Bezug auf Informationen durch uns aus­
gebeutet, da meist nichts entsprechend 
Nützliches für ihre Arbeit zurückkommt.

Peter Franke

Erste Europäische Konferenz zum Frauen
handel
Die erste europäische Arbeitskonferenz zum Frauenhandel, organisiert von der hol­
ländischen Stiftung gegen Frauenhandel und den GRÜNEN im Europaparlament, 
tagte am 4. und 5. Juli 1991 in Amsterdam. Anwesend waren Vetreterlnnen von 
Selbsthilfegruppen, Beratungsstellen, Journalistinnen und Aktive aus 14 europäischen 
Ländern. Im Folgenden einige Auszüge aus Presseerklärung und Bericht des Ab­
schlußplenums.

Die Teilnehmerinnen stellen fest, daß 
sich das Problem des Frauenhandels in 
den letzten zehn Jahren verschärft und 
neue Formen angenommen hat. Diese 
Tatsache korrespondiert mit der sich 
verschlechternden Situation der Dritte- 
Welt-Länder ebenso wie mit dem ver­
stärkten Protektionismus der reichen 
Länder, der zu einer Marginalisierung von 
immer größeren Teilen der Weltbevölke­
rung insbesondere von Frauen führt. Das 
vereinte Europa hat eine Verschärfung 
der Einwanderungsgesetze zur Folge. 
Arbeitsmigranten erhalten keine unab­
hängige Arbeits- und Aufenthaltserlaub­
nis, d.h. Frauen, die in zunehmendem 
Maße als Arbeitsmigrantinnen für den in­
formellen Sektor angeworben werden, 
sind besonders leicht ausbeuterischen 
Praktiken ausgeliefert.
Frauenhandel zeigt sich heute:
- in der Form des Handels mit Frauen 

aus der sog. Dritten Welt als Bräute für 
Männer der sog. entwickelten Gesell­
schaften, sofern Frauen, die für die Ver­
mittlung durch Heiratsagenturen bezahlt 
haben und betrogen worden sind, keine 
Wahl des Ehepartners haben, einem 
entwürdigenden Vermittlungsverfahren 
unterworfen sind, in dem sie als passive 
Objekte angeboten werden.
- in der Form des Handels mit Haus­
angestellten, sofern sie rechtlos sind, 
ohne Regreßansprüche auf Wiedergut­
machung bei Verletzung der Vertragsbe­
dingungen seitens der Arbeitgeber und 
ihnen sklavenähnliche Arbeits- und Le­
bensverhältnisse geboten werden.
- in der Form des Handels mit 
"Künstlerinnen", wenn in ihren Verträgen 
nicht ausdrücklich vermerkt ist, daß sie 
männliche Kunden durch Animation und 
Prostitution zu bedienen haben, sie keine 
Wiedergutmachungsansprüche an den 
Arbeitgeber bei Vertragsverletzung stel­

südostasien Informationen 3/91

len können und sie nicht ungehindert ihr 
Arbeitsverhältnis verändern oder kündi­
gen können.
- in der Form der Vermittlung in die 
Prostitution insofern die Frauen ge­
täuscht, körperlich und /oder psychisch 
verletzt, finanziell ausgebeutet und/oder 
gezwungen wurden sich zu prostituieren 
und/oder keine Möglichkeit haben, ihre 
Arbeitsbedingungen zu verändern bzw. 
auszusteigen.
Die erwähnten Formen des Frauen­
handels verletzen das Recht auf Selbst­
bestimmung, auf körperliche und/oder 
psychische Integrität, und dienen der 
wirtschaftlichen Ausbeutung und Berau­
bung persönlicher Freiheitsrechte.
Die Konferenzteilnehmerinnen be­

trachten Frauenhandel als eine Form 
weltweiter, systematischer Menschen­
rechtsverletzung an Frauen. Außer öko­
nomischen Elementen beinhaltet diese 
besondere Form der Menschenrechts­
verletzung sexistische und rassistische 
Elemente.
Strategien zur Bekämpfung des Frau­
enhandels müssen darauf abzielen, 
Frauen zu befähigen und zu stärken und 
dürfen nicht die ohnehin schon begrenzte 
Freizügigkeit für Frauen weiter einengen.
Sie sollten das Recht der Frau auf 
Selbstbestimmung, die Dekriminalisie- 
rung der Prostitution und die Verteidigung 
der Rechte von Arbeitsmigrantinnen zur 
Grundlage haben.

Empfehlungen der Konferenz

Die Konferenzteilnehmerinnen stimm­
ten darin überein, ein europäisches 
Netzwerk gegen den Frauenhandel zu 
gründen und die Europäische Gemein­
schaft zwecks Finanzierung eines Koor­
dinationsbüros anzusprechen. Die hol—
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ländischen Minister im EG-Ministerrat 
sowie die anderen EG-Mitgliedsstaaten 
wurden in einem Telegramm aufgefor­
dert, das Thema Frauenhandel im Mini­
sterrat zu behandeln. Sie wurden auf die 
dringende Notwendigkeit der Ergreifung 
spezifischer Maßnahmen zum Schutz der 
Rechte von Migrantinnen und zur Ver­
folgung der Händler hingewiesen.
Im Hinblick auf eine effektivere Verfol­

gung der Frauenhändler ist es unerläß­
lich, daß vom Handel betroffene Frauen 
in allen EG-Mitgliedsstaaten ohne Angst 
ausgewiesen zu werden die Möglichkeit 
haben müssen, Anzeige zu erstatten. 
Ihnen muß zumindest ein zeitlich befri­
steter Aufenthalt für die Dauer des Ge­
richtsprozesses gewährt werden. Dar- 
überhinaus sollten ihnen weitere Ausbil­
dungsmöglichkeiten eröffnet werden.
Die UN Arbeitsgruppe zu gegenwärti­

gen Formen der Sklaverei der Men­
schenrechtskommission wird dringend 
aufgefordert,
- einen internationalen Fonds für Opfer 

des Menschenhandels bereitzustellen;
- einen Berichterstatter speziell zum 
Menschenhandel zu bestimmen und in 
den Jahresberichten der Mitgliedsstaaten 
zu politischen, Bürger- und Menschen­
rechten, Berichte zur modernen Form der 
Sklaverei einzuschließen;
- die UN-Konvention von 1949 zum 
Menschenhandel durch eine neue Kon­
vention zu ersetzen, die alle modernen 
Formen der Sklaverei beinhaltet und auf 
dem Recht der Frauen auf Selbstbestim­
mung basiert.
Die Konferenzteilnehmerinnen appel­
lierten an das Internationale Arbeitsbüro 
(ILO), zukünftig auch Frauenarbeit im in­
formellen Sektor, die Prostitution einge­
schlossen, in die Konvention der Rechte 
der Arbeitsmigranten einzubeziehen und 
zu schützen.

(Kürzung und Übersetzung aus dem 
Englischen von S. Wycisk)
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